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1. Übergangsregelung zur Sozial-
versicherungspflicht von Lehrkräften

Das Bundessozialgericht hat am 28.6.2022 (Az.
B 12 R 3/20 R) in einem konkreten Einzelfall bei einer
Lehrerin an einer Musikschule eine abhängige Be-
schäftigung festgestellt. Daraufhin haben die Sozial-
versicherungsträger ihre Beurteilungsmaßstäbe bei
der Feststellung des Erwerbsstatus von Lehrkräften
– abhängige Beschäftigung oder Selbständigkeit –
mit Wirkung vom 1.7.2023 geändert.

Nun wurde gesetzlich eine Übergangsregelung be-
schlossen und umgesetzt (Verkündung im Bundes-
gesetzblatt am 28.2.2025). Mit der Übergangsrege-
lung gewinnen die Bildungsträger Zeit. Sie können
sich bis Ende 2026 auf die jetzt geltenden Rahmen-
bedingungen einstellen und gegebenenfalls ihre Or-
ganisationsmodelle anpassen. Im Falle einer Prüfung
durch einen Versicherungsträger, der eine Versiche-
rungspflicht der Lehrkraft feststellt, gilt die Versiche-
rungspflicht erst ab 1.1.2027. Voraussetzung dafür
ist, dass „die Vertragsparteien bei Vertragsschluss
übereinstimmend von einer Selbstständigkeit ausge-
gangen sind“ und die betroffene Lehrkraft zustimmt.
Damit können insbesondere auch Nachforderungen
von Sozialbeiträgen vermieden werden.

Handlungsempfehlung:
In der Praxis müssen solche Fälle identifiziert werden und
es muss für den Einzelfall geprüft werden, wie die neuen
sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen um-
gesetzt werden können.

2. Periodengerechte Verteilung einer
Leasingsonderzahlung im Rahmen der
Ermittlung der jährlichen Fahrzeug-
gesamtkosten

Der BFH hat seine Rechtsprechung zum Werbungs-
kostenabzug von Pkw-Kosten geändert: Zur Ermitt-
lung der tatsächlichen Kosten für sonstige berufliche
Fahrten ist eine Leasingsonderzahlung den einzelnen
Jahren während der Laufzeit des Leasingvertrags zu-

zuordnen. Auch andere (Voraus-)Zahlungen, die sich
wirtschaftlich auf die Dauer eines Leasingvertrags er-
strecken (z.B. zusätzlicher Reifensatz), sind perio-
dengerecht auf die einzelnen Jahre während der
Laufzeit des Leasingvertrags zu verteilen. Die bishe-
rige Rechtsprechung und Verwaltungspraxis sahen
dies anders. Danach konnten Leasingvorauszahlun-
gen in voller Höhe unmittelbar als Werbungskosten
abgezogen werden, so dass sich insoweit ein vorge-
zogener Steuereffekt ergab.

In dem vom BFH entschiedenen Fall erzielte der
Stpfl. im Streitjahr (2019) Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit. Im Hinblick auf ein zum 1.1. des
Streitjahres neu aufgenommenes Beschäftigungs-
verhältnis als Außendienstmitarbeiter leaste der Stpfl.
im Dezember 2018 einen Pkw der Marke BMW.
Ebenfalls im Jahr 2018 leistete er eine Leasingson-
derzahlung i.H.v. 15 000 € und zahlte die Fahrzeug-
zubehörkosten, Zusatzleistungen sowie einen Satz
Reifen. Als Werbungskosten machte der Stpfl. statt
der pauschalen Kilometersätze die anteiligen tat-
sächlichen Fahrzeugkosten geltend. Strittig war im
Ergebnis, ob die Leasingsonderzahlung ausschließ-
lich die Kosten in 2018 beeinflusste.

Verwendet ein Arbeitnehmer einen geleasten Pkw für
sonstige berufliche Zwecke und macht er dafür die
tatsächlichen Kosten geltend, so gehörte eine bei
Leasingbeginn zu erbringende Sonderzahlung in
Höhe des auf die Auswärtstätigkeiten entfallenden
Nutzungsanteils nach der bisherigen Rechtspre-
chung grundsätzlich zu den sofort abziehbaren Wer-
bungskosten. An dieser Rechtsprechung hält der
BFH nicht länger fest, wie er ausdrücklich nun mit
Urteil vom 21.11.2024 (Az. VI R 9/22) feststellt. Die
zutreffende Ermittlung des durch die sonstigen be-
ruflichen Fahrten veranlassten Anteils an den jährli-
chen Gesamtkosten verlangt nicht nur, die Gesamt-
kosten dem Grunde nach zutreffend zu erfassen,
sondern auch, diese Gesamtkosten periodengerecht
den jeweiligen Nutzungszeiträumen zuzuordnen.
Entscheidend ist, dass es sich bei einer Leasing-
sonderzahlung um ein vorausgezahltes Nutzungs-
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entgelt handelt, das dem Zweck dient, die Leasingra-
ten während der Gesamtlaufzeit des Leasingvertrags
zu mindern. Die Leasingsonderzahlung finanziert da-
her maßgeblich auch die Nutzung des Fahrzeugs für
– im Streitfall – sowohl sonstige berufliche Fahrten
als auch Privatfahrten in den Folgejahren.

Diese Grundsätze sind auch auf andere (Voraus-)
Zahlungen anzuwenden, die sich wirtschaftlich auf
die Dauer des Leasingvertrags erstrecken. Da zu
den jährlichen Gesamtaufwendungen für das Fahr-
zeug neben sämtlichen fixen Kosten zudem die AfA
zählt, sind beispielsweise auch Aufwendungen für
einen weiteren Satz Reifen nicht sofort im Jahr der
Zahlung als Fahrzeugkosten zu berücksichtigen,
sondern in Höhe der AfA in die jährlichen Gesamtauf-
wendungen für die sonstigen beruflichen Fahrten des
jeweiligen Veranlagungszeitraums einzubeziehen.

Handlungsempfehlung:
Diese geänderte Rechtsprechung ist in der Praxis zu be-
achten. Mit Vereinbarung einer Leasingsonderzahlung für
einen auch beruflich/betrieblich genutzten Pkw kann dem-
nach nicht mehr ein Vorziehen des Steuereffekts erreicht
werden.

Abzuwarten bleibt, ob die FinVerw insoweit eine Über-
gangsregelung gewährt, denn auch diese hatte die zeitli-
che Zuordnung bislang anders gesehen.

3. Wahl der Gewinnermittlungsart kann nicht
nachträglich geändert werden

Soweit für einen Stpfl. keine Bilanzierungspflicht
besteht, insbesondere also keine Bilanzierungs-
pflicht nach den handelsrechtlichen Regeln vorge-
sehen ist, kann der steuerliche Gewinn wahlweise
auch mittels Einnahmen-Überschussrechnung er-
mittelt werden. Dies betrifft Freiberufler, aber auch
kleinere Gewerbetreibende. Zwar führen die beiden
Gewinnermittlungsarten, nämlich die Gewinnermitt-
lung mittels Bilanzierung einerseits und die Einnah-
men-Überschussrechnung andererseits über den
Gesamtzeitraum des Betriebes gesehen zu dem
gleichen steuerlichen Ergebnis. Jedoch können sich
in den einzelnen Jahren durchaus signifikant
unterschiedliche Ergebnisse ergeben. Auch ist die
Einnahmen-Überschussrechnung in der praktischen
Umsetzung sehr viel einfacher, da z.B. keine Inven-
tur des Vorratsvermögens bzw. der unfertigen Leis-
tungen erfolgen muss und Fragen der Periodenab-
grenzung, z.B. mittels Rechnungsabgrenzungspos-
ten oder Rückstellungen, sich nicht stellen.

Zur Wahl bzw. Änderung der steuerlichen Gewinn-
ermittlungsart hat der BFH nun mit Urteil vom
27.11.2024 (Az. X R 1/23) entschieden,

dass die Gewinnermittlung durch Betriebsvermö-
gensvergleich der gesetzessystematische Regel-
fall ist. Die Gewinnermittlung durch Einnahmen-
Überschussrechnung kommt nur bei Erfüllung
der im Gesetz genannten Voraussetzungen in Be-
tracht, insbesondere also, wenn keine Bilanzie-

rungspflicht besteht und tatsächlich auch keine
Bilanzierung erfolgt.
Ein nicht buchführungspflichtiger Stpfl. hat sein
Wahlrecht auf Gewinnermittlung durch Betriebs-
vermögensvergleich wirksam ausgeübt, wenn er
eine Eröffnungsbilanz aufstellt, eine kaufmänni-
sche Buchführung einrichtet und auf Grund von
Bestandsaufnahmen einen Abschluss macht. Der
Abschluss ist in dem Zeitpunkt erstellt, in dem der
Stpfl. ihn fertiggestellt hat und objektiv erkennbar
als endgültig ansieht.
Der Stpfl. bleibt für den betreffenden Gewinner-
mittlungszeitraum an die einmal getroffene Wahl
gebunden, es sei denn, er legt eine Änderung der
wirtschaftlichen Verhältnisse und einen vernünfti-
gen wirtschaftlichen Grund für den Wechsel dar.
Mithin ist eine nachträgliche Änderung der Gewinn-
ermittlungsart für den einzelnen Veranlagungszeit-
raum ausgeschlossen.

Im Streitfall ermittelte der Stpfl. seinen Gewinn bis
zum Jahr 2011 durch Einnahmen-Überschussrech-
nung. Im Jahr 2012 stellte er die Gewinnermittlung
auf den Betriebsvermögensvergleich um. Für das
Streitjahr 2016 reichte der Stpfl. bei dem Finanzamt
zusammen mit seiner Steuererklärung eine auf den
31.12.2016 erstellte Bilanz und Gewinn- und Verlust-
rechnung ein. Auf dieser Basis ergingen Bescheide,
die bestandskräftig wurden. Im Rahmen einer später
stattfindenden steuerlichen Außenprüfung kam es zu
Änderungen des Gewinns für das Jahr 2016. Darauf-
hin begehrte der Stpfl., dass der Gewinn für 2016
mittels Einnahmen-Überschussrechnung ermittelt
werden sollte und erklärte einen nach dieser Metho-
de ermittelten niedrigeren Gewinn. Das Finanzamt
wies die Einsprüche zurück. Der Stpfl. habe sein
Wahlrecht hinsichtlich der Art der Gewinnermittlung
mit Einrichtung der entsprechenden Buchführung
ausgeübt und sei nach Eintritt der Bestandskraft der
Bescheide nicht mehr berechtigt gewesen, die Wahl
zu ändern.

Diese Sichtweise bestätigte nun der BFH. Vorliegend
hatte der Stpfl. mit Einreichung der Bilanz beim Fi-
nanzamt die Wahl der Gewinnermittlungsmethode
wirksam zu Gunsten der Gewinnermittlung mittels
Bilanzierung ausgeübt. Hat der Stpfl. einmal die
Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver-
gleich gewählt, liegen die tatbestandlichen Voraus-
setzungen des § 4 Abs. 3 Satz 1 EStG nicht mehr
vor. Die einmal getroffene Wahl der Gewinnermitt-
lungsart ist deshalb – anders als bei anderen steuer-
lichen Wahlrechten – grundsätzlich nachträglich
nicht mehr abänderbar. Der Stpfl. bleibt – aus Grün-
den der Verwaltungsvereinfachung – nach einem
Wechsel der Gewinnermittlungsart grundsätzlich für
drei Wirtschaftsjahre an diese Wahl gebunden; nur
bei Vorliegen eines besonderen Grundes kann er
vor Ablauf dieser Frist wieder zurückwechseln. Grün-
de für einen Wechsel der Gewinnermittlungsart auf
denselben Stichtag können etwa Besonderheiten
bei einem Umwandlungsvorgang sein. Ein Irrtum
über die steuerlichen Folgen der gewählten Gewinn-

SteuerBlick April 2025

2

©
S
to
llf
u
ß
V
er
la
g
,
L
ef
eb
vr
e
S
ar
ru
t
G
m
b
H



ermittlungsart begründet hingegen nicht die Möglich-
keit, sie zu ändern.

Handlungsempfehlung:
Die Wahl der Gewinnermittlungsmethode erfolgt durch das
tatsächliche Handeln des Stpfl. Diese Wahl sollte sorgfältig
überlegt sein, da eine einmal getroffene Wahl für den ein-
zelnen Veranlagungszeitraum nicht mehr änderbar ist.

4. Steuerbegünstigte Hofübergabe und
Zurückbehalt von einzelnen Flächen

Die Übergabe eines land- und forstwirtschaftlichen
Betriebs an die nächste Familiengeneration soll i.d.R.
ertragsteuerlich ohne Aufdeckung stiller Reserven,
also zu Buchwerten erfolgen. Dies ist steuerlich auch
möglich unter der Bedingung, dass die unentgeltliche
Übertragung (ggf. gegen Versorgungszusage) derge-
stalt erfolgt, dass der Betrieb als organisatorische
Einheit erhalten bleibt. Dies setzt voraus, dass alle
wesentlichen Betriebsgrundlagen auf den Rechts-
nachfolger übergehen. Kritisch ist insoweit stets,
wenn Teilflächen zurückbehalten werden. Vereinfa-
chend geht die Rechtsprechung davon aus, dass
bei Zurückbehalt einer Fläche von weniger als 10 %
der Gesamtfläche davon auszugehen sei, dass keine
wesentliche Betriebsgrundlage zurückbehalten wird.

Das FG Düsseldorf stellt nun aber mit Urteil vom
22.11.2024 (Az. 3 K 2604/2 E) klar, dass nicht umge-
kehrt davon auszugehen ist, dass der Zurückbehalt
einer Fläche von mehr als 10 % der Gesamtfläche
stets schädlich sei (und damit zur Aufdeckung aller
stiller Reserven insbesondere in den Grundstücksflä-
chen führe).

Im Streitfall übertrug die Stpfl. im Jahr 2013 ihren ver-
pachteten landwirtschaftlichen Betrieb, zu dem eine
Fläche von 136335 qm gehörte, gegen Versorgungs-
leistungen auf ihren Sohn. Dabei behielt sie eine
25 180 qm große Weidefläche zurück, die sie seit
1976 an fremde Landwirte verpachtet hatte. Diese
Weidefläche übertrug sie anschließend unentgeltlich
auf ihre Töchter.

Das FA lehnte eine buchwertneutrale Betriebsüber-
tragung ab, so dass sämtliche stillen Reserven auf-
zudecken seien. Zur Begründung führte es aus, dass
die zurückbehaltene Weidefläche mit über 18,5 %
der Gesamtfläche eine wesentliche Betriebsgrundla-
ge darstelle.

Die Stpfl. argumentierte, dass die Weidefläche für
den mittlerweile reinen Ackerbaubetrieb nicht nutz-
bar gewesen sei, da sie nur als Weideland geeignet
und zudem unter Landschaftsschutz gestanden ha-
be. Außerdem sei die Fläche seit über dreißig Jah-
ren fremdverpachtet gewesen. Es hätten mit dem
Ackerbaubetrieb einerseits und der Verpachtung
der Stückländerei andererseits faktisch zwei ge-
trennte Betriebe vorgelegen.

Das FG gab im Wesentlichen der Stpfl. Recht. Bei
der zurückbehaltenen Teilfläche hat es sich im

Streitfall nicht um eine wesentliche Betriebsgrund-
lage gehandelt. Das Gericht betont, dass es einen
Automatismus dergestalt, dass bei Überschreiten
der 10 %-Grenze stets eine wesentliche Betriebs-
grundlage anzunehmen ist, nicht gibt. Vielmehr
kommt es auf die Besonderheiten des Einzelfalls
an, weshalb auch bei prozentual größeren land-
und forstwirtschaftlichen Flächen die Zugehörigkeit
zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen zu vernei-
nen sein kann. Vorliegend stellte die zurückbehalte-
ne Weidefläche keine wesentliche Betriebsgrundla-
ge dar, da sie weder eine räumliche und funktionale
Grundlage für den landwirtschaftlichen Betrieb bil-
dete noch für die Fortführung des Betriebes not-
wendig war. Dies ergab sich insbesondere aus der
Tatsache, dass diese Fläche seit mehr als 30 Jah-
ren verpachtet war. Mithin hielt die Stpfl. nach ihrer
subjektiven Einschätzung das Grundstück nicht für
eine Eigennutzung geeignet und das Grundstück
wurde infolgedessen seit sehr langer Zeit nicht
mehr für eigenbetriebliche Zwecke genutzt.

Hinweis:

Die zurückbehaltene Weidefläche wird allerdings aus dem
Betrieb in das Privatvermögen entnommen, so dass in die-
ser Teilfläche ruhende stille Reserven aufzudecken und der
Besteuerung zu unterwerfen sind.

Handlungsempfehlung:

In derartigen Fällen ist eine sorgfältige Dokumentation der
Gründe erforderlich, die gegen die Annahme einer we-
sentlichen Betriebsgrundlage sprechen.

5. Forderungsverzicht eines Gesellschafters
einer Kapitalgesellschaft gegen Besse-
rungsschein

Gerät eine GmbH in eine Krise, so erfolgt als erste
finanzielle Sanierungsmaßnahme vielfach ein Ver-
zicht der Gesellschafter auf bestehende Forderungen
gegenüber der GmbH. Nicht selten geschieht dies
gegen Besserungsschein; der Verzicht wird also un-
ter der auflösenden Bedingung ausgesprochen, dass
die GmbH wirtschaftlich und finanziell in der Lage
sei, sämtliche Darlehen in vollständiger Höhe aus
einem Bilanzgewinn oder einem Liquidationsüber-
schuss zurückzuzahlen.

Der BFH hat nun mit Urteil vom 19.11.2024 (Az.
VIII R 8/22) zu den steuerlichen Folgen einer solchen
Sanierungsmaßnahme auf Seiten des Gesellschaf-
ters Stellung genommen. Im Streitfall hatten die Ge-
sellschafter der GmbH ein Darlehen gegeben. Auf
Grund einer wirtschaftlichen Schieflage der GmbH
verzichtete der Stpfl. auf sein Darlehen gegen Besse-
rungsschein. In den Folgejahren erzielte die GmbH
fortdauernd Verluste und ging schließlich vier Jahre
nach dem Forderungsverzicht in Insolvenz.

Die GmbH behandelte den Darlehensverzicht im
Zeitpunkt des Verzichts in vollem Umfang als sonsti-
gen betrieblichen Ertrag. Der Gesellschafter machte
insoweit in der Einkommensteuererklärung einen
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steuerlichen Verlust geltend. Dies zunächst bei den
Einkünften aus nichtselbständiger Tätigkeit, da er
auch Geschäftsführer der GmbH war. Das Finanzamt
wollte den Verlust aus dem Forderungsverzicht nicht
berücksichtigen.

Der BFH hat nun entschieden, dass der Forderungs-
verzicht im Grundsatz zu Verlusten bei den Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen führt. Im Einzelnen wurde
der Fall wie folgt gewürdigt:

Der Forderungsverzicht des Stpfl. hat nicht zu
Werbungskosten bei den Einkünften aus nicht-
selbständiger Arbeit geführt. Vielmehr war sowohl
die Gewährung des Darlehens als auch der erklär-
te Darlehensverzicht gegenüber der GmbH vor-
rangig durch das Gesellschaftsverhältnis veran-
lasst.

Der Verzicht auf den werthaltigen Teil der Forde-
rung führt zu einer verdeckten Einlage und damit
zu nachträglichen Anschaffungskosten auf die Be-
teiligung.

In Höhe des nicht mehr werthaltigen Teils der For-
derung führt der Forderungsverzicht zu einem Ab-
tretungsverlust bei den Einkünften aus Kapital-
vermögen. Der Verlust aus einem auflösend
bedingten Forderungsverzicht ist bereits im Zeit-
punkt des Verzichts zu berücksichtigen und nicht
erst, wenn feststeht, dass die auflösende Bedin-
gung nicht mehr eintreten wird. Entscheidend
sei, dass auch der Forderungsverzicht unter Bes-
serungsvorbehalt zivilrechtlich zum sofortigen
Wegfall der Forderung führt.

Insoweit liegen hier auch nicht etwa nachträgliche
Anschaffungskosten auf seine Beteiligung vor, da
sich dies in dem Jahr des Forderungsverzichts
steuerlich nicht ausgewirkt hätte.

Hinweis:

Anders wäre der Forderungsverzicht dann zu beurteilen,
wenn im gleichen Jahr die Gesellschaft liquidiert worden
wäre oder über diese das Insolvenzverfahren eröffnet wor-
den und klar gewesen wäre, dass der Gesellschafter inso-
weit keine Zahlungen mehr zu erwarten hätte. Dann hätte
der Forderungsverzicht zu einem Verlust aus der Aufgabe
der Beteiligung geführt.

Handlungsempfehlung:
Solche Fälle sind steuerlich komplex und daher sollte stets
steuerlicher Rat eingeholt werden. Auch ist anzuraten, den
zeitlichen Ablauf und die Wertentwicklung der Beteiligung
sorgfältig zu dokumentieren.

6. Anwendung des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes auf Umsätze von Kunst-
gießereien

Das Landesamt für Steuern Bayern weist mit der Ver-
fügung vom 14.1.2025 (Az. S 7220.2.1-33/111 St33)
auf eine Rechtsänderung bei der Umsatzsteuer hin,
die die Umsätze von Kunstgießereien betrifft. Hinter-
grund ist, dass die Lieferung (und der innergemein-
schaftliche Erwerb) von Originalerzeugnissen der
Bildhauerkunst nach bisherigem Recht nur dann
dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % unterlag,
wenn diese durch den Künstler selbst oder dessen
Rechtsnachfolger erfolgte. Andere Unternehmer, die
keine Wiederverkäufer waren, waren insoweit (im
Wesentlichen) nur ausnahmsweise dann erfasst,
wenn diese den Kunstgegenstand in das Gemein-
schaftsgebiet eingeführt hatten oder von ihrem Urhe-
ber oder dessen Rechtsnachfolger erworben hatten.
Für Kunstgießereien kam insoweit der ermäßigte Um-
satzsteuersatz regelmäßig nicht zur Anwendung.
Dies galt insbesondere für Auftragsarbeiten nach
konkreten künstlerischen Vorgaben.

Zum 1.1.2025 ist insoweit nun eine Änderung der
Rechtslage eingetreten. Danach unterliegen die Lie-
ferung, Einfuhr und der innergemeinschaftliche Er-
werb von Originalerzeugnissen der Bildhauerkunst
dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. Mithin
kann die vorgenannte Ermäßigung ausdrücklich auch
für Kunstgießereien in Betracht kommen, soweit es
sich um Originalerzeugnisse der Bildhauerkunst han-
delt, da die Steuerermäßigung nicht auf Umsätze von
Künstlern beschränkt ist, sondern auch für andere
Unternehmer gilt, wenn sie Kunstgegenstände lie-
fern.

Handlungsempfehlung:
Im Einzelfall ist die Anwendung des ermäßigten Steuersat-
zes sorgfältig zu prüfen. Insbesondere bei der Lieferung an
Privatpersonen stellt dies einen materiellen Vorteil dar.
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